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Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
"Wir dürfen die Errungenschaften eines vereinten 
Europas nicht in Frage stellen", betonte der Präsi-
dent der EU-Kommission José Manuel Barroso in 
seiner Rede zur Lage der Union vor dem EU-Par-
lament. Die gegenwär-
tige Krise habe gezeigt, 
so Barroso, dass eine 
gemeinsame Währung 
ohne gemeinsame Wirt-
schaftspolitik nicht funk-
tionieren könne. Die 
Europäische Union solle 
daher mehr Kompetenzen im Bereich der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik erhalten.  
 
Barroso hat des Weiteren einen Vorschlag für 
eine Finanztransaktionssteuer vorgelegt. Mittler-
weile belaufen sich Garantien und Hilfszahlungen 
der EU-Steuerzahler für den europäischen Finanz-
sektor auf 4,6 Billiarden Euro. Nun müssten auch 
Finanzunternehmen ihren Beitrag leisten, so Bar-
roso. Die Steuer, welche EU-Parlamentarier schon 
seit langem fordern, könnte bis zu 55 Milliarden 
Euro pro Jahr einbringen.  
 
Die gesamte Rede sowie die anschließende De-
batte finden Sie hier. 
 
Mit europäischen Grüßen aus Straßburg 

 

∎ Reform des Wachstums- und Stabili-
tätspaktes  
Das Europaparlament hat ein Paket zur Wirt-
schaftspolitischen Steuerung verabschiedet. 
Auf Drängen des EU-Parlaments ermöglicht 
dieses künftig frühzeitige, quasi-automatische 
Korrekturmaßnahmen wenn ein Mitgliedsstaat 
signifikant von seinen mittelfristigen Haushalts-
zielen abweicht. Zweitens sorgt die Neurege-
lung dafür, dass Entscheidungsträger schnell 
gegensteuern, wenn die Gesundheit der Wirt-
schaft von makroökonomischen Ungleichge-
wichten bedroht wird. Drittens werden Statisti-
ken für Haushaltspolitik und -überwachung zu-
künftig genauer und transparenter sein. Die 
Reform des Stabilitätspakte
den, da viele Mitglied-
staaten sich bisher nicht 
an dessen Vorgaben 
gehalten haben, was 
letztendlich zur gegenwär-
tigen Schuldenkrise ge-
führt hat. 
  

s war nötig gewor-

 

 Palästina: Antrag auf UN-Vollmitglied-

lästi-

    Foto: Pixelio 

∎
schaft / Handelsabkommen mit EU 
Das Europäische Parlament bezeichnete Pa
nas Antrag auf UN-Vollmitgliedschaft als "legitim", 
betonte jedoch, dass dessen Eigenstaatlichkeit 
das Ergebnis von Verhandlungen sein müsse. 
Gleichzeitig unterstrichen die Abgeordneten das 

Aktuelle Informationen von Rainer Wieland MdEP 
Abgeordneter für die Region Stuttgart und Heilbronn Nr. 159  
Vizepräsident des Europäischen Parlaments Plenarwoche September II 2011 

http://www.europarl.europa.eu/wps-europarl-internet/frd/vod/player?date=20110928&language=de
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Recht Israels auf ein Bestehen innerhalb sicherer 
Grenzen. Außerdem hat das Parlament einem 
Handelsabkommen mit Palästina zugestimmt, 
welches die dortige Wirtschaft ankurbeln soll. Es 
gewährt Landwirtschafts- und Fischereiprodukten 
aus dem Westjordanland und dem Gazastreifen 
einen weitgehend freien Zugang zum europäi-
schen Markt.  
 

∎
fordert konkrete Maßnahmen 
Europaweit koordinierte Leitlinien, w
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spiel die Umsetzung einheitlicher Promillegrenzen 
oder der Harmonisierung von Straßenverkehrszei-
chen und -regeln sollen die Straßen EU-weit si-
cherer machen. Auch wollen die Abgeordneten 
verstärkt intelligente Verkehrssysteme einsetzen, 
die beispielsweise das unabsichtliche Verlassen 
der Fahrbahn oder Auffahrunfälle verhindern 

können. Als Grundlage für 
diese Maßnahmen sollen 
hochwertige vergleichbare 
Daten zu Unfallursachen 
und -folgen dienen. 
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∎
gung nachhaltiger Entwicklungsziele  
Nach Meinung des EU-Parlaments kommt de

 Rio+20: Abgeordnete wollen Festle-

eine Schlüsselrolle dabei zu, bei der UN-Konferenz 
zu Nachhaltigkeit, die im Juni 2012 im brasiliani-
schen Rio de Janeiro stattfindet, weltweit ver-
bindliche Ziele für die Nachhaltigkeit zu erreichen. 
Die Abgeordneten betonten auch die gewach-
sene Verantwortung der Industrieländer beim 
Kampf gegen Armut und Hunger in den bevöl-
kerungsreichen Entwicklungsländern. Auch 
möchten sie als Themen für die UN-Konferenz zur 
Nachhaltigkeit unter anderem die Themen Roh-
stoffverbrauch, Energieeffizienz und Forstwirt-
schaft behandelt wissen. 
 

∎ 
Parlament fordert klare Zuständigkeiten 
Die Europäische Union muss auf die sich rasant 
wandelnden internationalen Handelsbeziehun-
gen reagieren, fordert das Parlament in einem 
Bericht meines baden-württembergischen Kolle-
gen Daniel Caspary. Die EU-Kommission solle eine 
zukunftsweisende Handelsstrategie erarbeiten, 
welche es Europa ermöglicht, auch in Zukunft der 
weltweit führende Exporteur von Waren und 

Dienstleistungen zu bleiben. Dafür müsse Han-
delspolitik besser mit Außen- und Entwicklungspo-
litik verknüpft werden. 
 

∎ 
ausbauen 
Europa ist da
Tourismus generiert 10% des Bruttonationalpro-
dukts und 12% aller Arbeitsplätze in der EU. Die 
EU-Abgeordneten wollen diese Position aus-
bauen und schlagen ein Europa-Siegel vor, um 
anspruchsvollen Tourismus zu 
fördern und Arbeitsplätze zu 
schaffen. Benachteiligte Regi-
onen sollen gefördert und das 
multikulturelle Erbe Europas 
besser vermarktet werden.  
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∎ 
der Türkei gegenüber Zypern 
Abgeordnete aller Fraktionen äuße
sorgt über den wachsenden Streit um Öl- und 
Erdgasexplorationen zwischen der Türkei und der 
Republik Zypern. Sie verurteilten die Drohungen 
der Türkei und wiesen darauf hin, dass jede Dro-
hung gegen einen Mitgliedstaat eine Drohung 
gegen die ganze EU sei. 
 

∎
päer  
Als Rea
Europäer kein Bankkonto haben, hat die Europäi-
sche Kommission die Mitgliedstaaten aufgefor-
dert, für jeden Bürger unabhängig von seiner Fi-
nanzlage den Zugang zu einem Bankkonto zu 
ermöglichen. Wird diese Empfehlung nicht umge-
setzt, will die Kommission verbindliche Vorgaben 
erlassen. 
 

∎
scher Studenten steigend 
Deutsche Studenten sind mobile
aus vergleichbaren Industrieländern. Das ergab 
eine Studie des Deutschen Studentenwerkes: Ins-
gesamt haben 15% von ihnen einen studienbezo-
genen Auslandsaufenthalt hinter sich. Von Ar-
beitgebern werden die dort erworbenen Qualifi-
kationen wie Flexibilität und interkulturelle Kompe-
tenz besonders geschätzt. Die Studie finden Sie 

.  


